
wendig eines strafrechtlichen Schutzes bedürfen und 
die man der Übersichtlichkeit wegen nicht durch ein­
zelne Strafrechtsnormen oder gar selbständige Gesetze 
schützen kann. Die Methode, nach der die Tatbestände 
von blankettausfüllenden Bestimmungen abzufassen 
sind, aber ist ebenfalls keinen Zufälligkeiten erlegen, 
sondern richtet sich nach bestimmten Gesetzmäßig­
keiten, die die gleichen wie beim Schutze e i n e s  ge­
gebenen Verwaltungsrechtsverhältnisses in einer ein­
zelnen, in sich selbständigen Strafrechtsnorm sind. Die 
Methodik der Abfassung des Tatbestandes hängt nicht 
vom Belieben derjenigen ab, die den Tatbestand zu 
entwerfen haben, sondern wird durch den Charakter 
und die Form der zu schützenden Verhältnisse und der

auf sie gerichteten gesellschaftsgefährlichen Angriffe 
bestimmt.

*
Diese längeren Ausführungen zu den kritischen Be­

merkungen der Rezensenten mußten gemacht werden, 
nicht um des Widerspruchs willen, sondern weil ich 
trotz der Meinung der Rezensenten der Überzeugung 
bin, daß meine Ansicht richtig ist und deshalb all­
gemein Anerkennung finden sollte. Ob diese Überzeu­
gung auf einem Irrtum oder auf Wahrheit beruht, kann 
nur die weitere Diskussion ergeben, die, wenn sie in 
der erfreulich sachlichen und ernsten Weise fortgesetzt 
wird, wie sie durch die beiden Kritiker begonnen 
wurde, sicherlich der Wahrheit zum Sieg verhelfen 
wird.

R e c h t  u n d  J u s t i z  i n  W e s t d e u t s c h l a n d

Das Urteil des Bundesgerichtshofs gegen Angenfort und Seiffert — 
eine Gefahr für die demokratischen Rechte und Freiheiten der Bürger

Von Prof. Dr. HANS GERÄTS, Direktor des Instituts für Strafrecht an der Humboldt-Universität zu Berlin

Wir weisen unsere Leser darauf hin, daß Dr.John 
Lekschas zum Prozeß und Urteil gegen Jupp 
Angenfort und Wolfgang Seiffert ein Gutachten an­
gefertigt hat, in dem er u. a. die Rechtswidrigkeit 
der Inhaftierung dieser beiden Funktionäre der 
FDJ Westdeutschlands, die Behinderung der Ver­
teidigung während der Hauptverhandlung, die un­
gesetzliche Begünstigung der Anklagevertretung 
soivie die Beweiswürdigung und die rechtliche 
Würdigung des Sachverhalts durch den Bundes­
gerichtshof eingehend analysiert. Das Gutachten 
wird demnächst als Broschüre erhältlich sein.

Die Redaktion
Am 4. Juni 1955 wurden die Funktionäre der Freien 

Deutschen Jugend Westdeutschlands, Jupp Angenfort 
und Wolfgang Seiffert, vom 6 . Senat des Bundes­
gerichtshofes in Karlsruhe, zu fünf Jahren Zuchthaus 
bzw. vier Jahren Gefängnis wegen Vorbereitung zum 
Hochverrat und Staatsgefährdung verurteilt. Kaum 
war die Öffentlichkeit durch Presse und Rundfunk 
über diese Entscheidung des 6 . Senats informiert wor­
den, als sich ein Sturm der Entrüstung und des Pro­
testes erhob. In Westdeutschland protestierten die 
Kommunistische Partei Deutschlands, Mitglieder und 
führende Funktionäre der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands; ja sogar in solchen Zeitungen, die Mei­
nungen der Unternehmerkreise widerspiegeln, wurde 
einer Kritik Raum gegeben. Es waren vornehmlich 
zwei Gründe, die die demokratische Öffentlichkeit ver­
anlaßt haben, gegen das Urteil Stellung zu nehmen. 
Einerseits haben Verfahren und Urteil nicht nur ein­
zelne prozessuale Normen verletzt, sondern die Grund­
lagen des bürgerlich-rechtsstaatlichen Verfahrens selbst 
und das Prinzip der Gewährleistung der Rechtssicher­
heit im bürgerlich-demokratischen Sinne erschüttert. 
Andererseits hat das Urteil die Gefährdung der bürger­
lich-demokratischen Freiheiten, die sich schon aus den 
bisherigen Hochverratsurteilen des 6 . Senats ergab, so 
erheblich gesteigert, daß für die konsequenten Gegner 
der Politik der amtierenden westdeutschen Regierung 
die Grundrechte, insbesondere Meinungs-, Koalitions­
und Versammlungsfreiheit, in ihrem Wesensgehalt an­
getastet wurden. Die mündliche Urteilsverkündung 
gegen Angenfort und Seiffert rief allgemein den Ein­
druck hervor, daß die Rechtsprechung des 6 . Senats in 
ein neues Stadium getreten ist, in dem letztlich 
Grundprinzipien der auf dem Grundgesetz beruhenden 
verfassungsmäßigen Ordnung angetastet werden.

Jetzt, nachdem einige Monate seit der Urteilsverkün­
dung verflossen sind, liegt das schriftliche Urteil vor, 
in dem der Senat auf 161 Seiten seine Entscheidung zu

rechtfertigen versucht. Es drängt sich von selbst die 
Frage auf, ob die durch die mündliche Unteilsverkün- 
dung ausgelöste Kritik bei einer vom Standpunkt des 
Grundgesetzes und des Rechts ausgehenden Betrach­
tung des schriftlichen Urteils als gerechtfertigt er­
scheint. Diese Frage kann zwar angesichts des unge­
wöhnlichen Umfanges der schriftlichen Entscheidung 
nicht vollständig und umfassend in einem Artikel, dem 
ja auch nur ein bestimmter Raum zur Verfügung steht, 
beantwortet werden. Eine Beschränkung ist jedoch 
möglich, weil das Urteil sich in zwei Hauptteile gliedern 
läßt, von denen der erste sich mit dem Nachweis der 
staatsgefährdenden Zielsetzung und der zweite mit dem 
Nachweis des hochverräterischen Planes befaßt. Ich 
möchte deshalb lediglich auf einige grundsätzliche Pro­
bleme eingehen, die sich bei der Analyse des ersten, 
etwa 100 Seiten umfassenden Teiles aufdrängen, der 
besonders deutlich die Auflösung der Prinzipien eines 
bürgerlich-rechtsstaatlichen Verfahrens erkennen läßt1).

I

Die „geheimen“ und die „vordergründigen“ Ziele
der FDJ
1. Nach den Feststellungen des Senats werden von 

der FDJ folgende Ziele verfolgt: „Die Erhaltung des 
Friedens, die Wiedervereinigung Deutschlands, die Er­
ziehung der deutschen Jugend zur Völkerverständigung 
und Völkerfreundschaft und die soziale Wohlfahrt der 
deutschen Jugend“ (S. 12).

Zu diesen Zielen haben sich die beiden Angeklagten 
offen bekannt. So erklärte Angenfort am ersten Ver­
handlungstage:

„Ich will vorausschicken, daß ich mich voll und ganz zur 
FDJ . . . und zu den Zielen der FDJ bekenne . . . Ich kann 
das nicht nur, weil ich Leiter des Zentralbüros bin, sondern 
ich kann das auch aus meinem Gewissen heraus . . . Die 
Ziele der FDJ sind . . . edle Ziele . . ., die den Interessen 
der Nation entsprechen, zu der ich mich bekenne, der deut­
schen Nation . . . Die FDJ hat das Ziel — ich möchte das 
als erstes Ziel bezeichnen —, für die Erhaltung des Friedens 
einzutreten . . . Das zweite grundsätzliche Ziel der FDJ ist 
der Kampf um die Wiedererringung der Einheit Deutsch­
lands auf friedlichem Wege und durch Verständigung zwi­
schen Ost und West . . . auf dem Wege gesamtdeutscher 
freier Wahlen zu einer Nationalversammlung, die allein das 
Recht haben soll, über die zukünftige Gestaltung Gesamt­
deutschlands zu entscheiden. . . . Das dritte große Ziel der 
FDJ ist die Erziehung der deutschen Jugend zur Völker­
verständigung. . . . Das vierte große Ziel der FDJ ist die 
soziale Wohlfahrt der Jugend.“

’) Der Teil, der sich mit dem Nachweis der Vorbereitung des 
Hochverrats befaßt, stützt sich ausdrücklich auf die Konzep­
tion des Urteils gegen Reichel/Beyer. Das Neue besteht darin, 
daß der Senat den Streik als Mittel der Gewalt im Sinne der 
Hochverratsbestimmungen auffaßt.
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